Teilzeitarbeitsvertrag
Zwischen

 

der Firma...

 

und

 

Herrn/Frau ... 

 

wird folgendes vereinbart:

 

 

§ 1 Beginn des Arbeitsverhältnisses

Herr/Frau ... wird mit Wirkung vom ... als Teilzeitarbeitnehmer für die Tätigkeit eines ... eingestellt.

 

§ 2 Arbeitszeit

1. Die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit beträgt ... Stunden.

2. Die tägliche Arbeitszeit beginnt um (...) und endet um (...) Uhr. 

3. Herr/Frau ... ist verpflichtet, in angemessenem Umfang Überstunden zu leisten. Pro Stunde werden ... der nach § 3 vereinbarten Monatsvergütung bezahlt.

 

 § 3 Vergütung

1.      Herr/Frau ... erhält eine monatliche Bruttovergütung von EUR ..., zahlbar jeweils am Monatsende.
 

§ 4 Urlaubsregelung

Herr/Frau ... hat Anspruch auf ... Urlaub nach dem Bundesurlaubsgesetz. 

 

§ 5  Lohnfortzahlung

Im Krankheitsfalle erhält Herr/Frau ... Lohnfortzahlung nach dem Entgeltfortzahlungsgesetz.

Er ist verpflichtet, jede Arbeitsunfähigkeit unverzüglich mitzuteilen und ab dem ersten Krankheitstag eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung des behandelnden Arztes vorzulegen.

 

§ 6 Abtretung und Verpfändung des Arbeitseinkommens

 

1. Der/die Mitarbeiter/in darf seine/ihre Vergütungsansprüche an Dritte nur nach vorheriger, schriftlicher Zustimmung des Unternehmens verpfänden oder abtreten. Die Zustimmung darf nur aus sachlichen Gründen verweigert werden. 

 

2. Die Kosten, die dem Unternehmen durch die Bearbeitung von Pfändungen, Verpfändungen und Abtretungen der Vergütungsansprüche des Arbeitnehmers entstehen, trägt der/die Mitarbeiter/in. Sie werden pauschaliert mit 5,00 € pro Pfändung, Abtretung und Verpfändung sowie gegebenenfalls zusätzlich 2,50 € für jedes Schreiben sowie 1,00 € pro Überweisung. Bei Nachweis höherer tatsächlicher Kosten ist das Unternehmen berechtigt, diese in Ansatz zu bringen.

 

 

§ 7 Rückzahlung zu viel erhaltener Leistungen

 

Hat der/die Mitarbeiter/in Entgelt oder sonstige Geldleistungen von dem Unternehmen zuviel erhalten, kann er/sie sich auf den Wegfall der Bereicherung nicht berufen, wenn die rechtsgrundlose Überzahlung so offensichtlich war, dass der/die Mitarbeiter/in dies hätte erkennen müssen oder wenn die Überzahlung auf Umständen beruhte, die der/die Mitarbeiter/in zu vertreten hat.

 

§ 8 Abordnungsklausel

 

Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, vorübergehend auch Tätigkeiten, die seinen Fähigkeiten und Kenntnissen entsprechen, in einem anderen zum x-Konzern / zur y-Gruppe gehörenden Unternehmen zu erbringen. Eine solche Abordnung hat auf die Vergütung keinen Einfluss. 

 

§ 9 Versetzung

 

Das Arbeitsverhältnis bezieht sich auf eine Tätigkeit in ... (Ort). Das Unternehmen behält sich vor den/die Mitarbeiter/in innerhalb des gesamten Unternehmens – auch an einen anderen Ort – zu versetzen, wenn ihm/ihr dies bei Abwägung der betrieblichen und seiner/ihrer persönlichen Belange zuzumuten ist. Außer bei dringenden betrieblichen Notwendigkeiten wird das Unternehmen hierbei eine Ankündigungsfrist beachten, die der vertraglichen oder gesetzlichen Kündigungsfrist des/der Mitarbeiters/in entspricht. Kosten eines von dem Unternehmen angeordneten Wohnsitzwechsels werden dem/der Mitarbeiter/in erstattet.

 

 

§ 10 Beendigung des Arbeitsverhältnisses

1. Die ersten drei Monate des Arbeitsverhältnisses gelten als Probezeit. Während dieser Zeit kann das Arbeitsverhältnis mit einer Frist von zwei Wochen gekündigt werden.

2. Nach Ablauf von sechs Monaten beträgt die Kündigungsfrist vier Wochen zum 15. oder zum Ende eines Kalendermonats. Verlängert sich die vom Arbeitgeber einzuhaltende Kündigungsfrist kraft Gesetzes, so gilt dies auch für eine Eigenkündigung von Herrn/Frau ....

3. Vor der Arbeitsaufnahme kann das Arbeitsverhältnis nicht ordentlich gekündigt werden.

4. Ohne dass es einer Kündigung bedarf, endet das Anstellungsverhältnis spätestens mit Ablauf des Monats, in dem Herr/Frau ... sein/ihr 65. Lebensjahr vollendet.

5. Jede Kündigung bedarf der Schriftform.

6. Während der Kündigungsfrist ist die Firma berechtigt, Herrn/Frau ... unter Fortzahlung der Bezüge und unter Anrechnung etwaiger restlicher Urlaubsansprüche von der Arbeit freizustellen. Entsprechendes gilt bei einverständlicher Beendigung des Arbeitsverhältnisses.

 

§ 11 Nebentätigkeiten

Die Übernahme jeder auf Erwerb gerichteten Nebentätigkeit, auch die tätige Beteiligung an anderen Unternehmen, die Mitgliedschaft in Organen fremder Gesellschaften sowie die Übernahme von Ehrenämtern in wirtschaftlichen Verbänden oder im öffentlichen Leben bedürfen der schriftlichen Einwilligung der Gesellschaft. Ohne schriftliche Einwilligung der Gesellschaft darf Herr/Frau ... auf den Geschäftsgebieten der Gesellschaft keine Geschäfte auf eigene oder fremde Rechnung vornehmen.

 

§ 12 Verschwiegenheitspflicht

Herr/Frau ist verpflichtet, während und nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses über alle nicht allgemein bekannten geschäftlichen Angelegenheiten sowohl gegenüber Aussenstehenden als auch gegenüber anderen Mitarbeitern, die mit dem betreffenden Sachgebiet nicht unmittelbar befasst sind, Verschwiegenheit zu wahren und erhaltene Anweisungen zur Geheimhaltung zu erfüllen.

 

§ 13  Verfallfristen

Alle Ansprüche, die sich aus dem Arbeitsverhältnis ergeben, sind von den Vertragschließenden binnen einer Frist von drei Monaten seit ihrer Fälligkeit schriftlich geltend zu machen und im Falle der Ablehnung binnen einer Frist von zwei Monaten ab Zugang der Ablehnung und im Falle des Schweigens auf die Geltendmachung binnen einer Frist von drei Monaten ab Fälligkeit einzuklagen.

 

§ 14  Tarifvertragsregelung

Für das Arbeitsverhältnis gilt der Tarifvertrag für die .... in.... nur, soweit in diesem Arbeitsvertrag ausdrücklich darauf Bezug genommen wird. Im übrigen richtet sich das Arbeitsverhältnis nach den bestehenden Betriebsvereinbarungen in der jeweils gültigen Fassung und der betrieblichen Übung.

 

§ 15 Schlussbestimmungen

1. Änderungen und/oder Ergänzungen zu diesem Vertrag bedürfen der Schriftform.

2. Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages und/oder seiner Änderungen bzw. Ergänzungen unwirksam sein, so wird dadurch die Wirksamkeit des Vertrages im übrigen nicht berührt. Die unwirksame Bestimmung wird durch eine wirksame ersetzt, die dem wirtschaftlich Gewollten am nächsten kommt.

3. Für Rechtsstreitigkeiten aus dem Arbeitsverhältnis, seiner Beendigung und Abwicklung ist das Arbeitsgericht ... zuständig.

 

(Ort, Datum, Unterschriften)
